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Stellungnahme zum Antrag „Milliardenschwere Finanzierungs-
lücke im Bundeshaushalt für Straße und Schiene – Nordrhein-
Westfalen muss dringend handeln, um eine bedarfsgerechte 
Infrastruktur im Landesgebiet zu gewährleisten“ (18/15914) der 
FDP-Landtagsfraktion 
……………………………………………………………………………………………………………….……. 
Der Bauindustrieverband Nordrhein-Westfalen verbindet als Arbeitgeber- und Wirtschaftsverband 
nordrhein-westfälische Unternehmen der Bauindustrie und benachbarter Branchen. Als freiwilliger 
Zusammenschluss und größtes Kompetenzzentrum der Bauindustrie in NRW betreut und 
repräsentiert der Verband Bauunternehmen aller Bausparten. Seine Mitgliedsunternehmen stehen für 
mehr als die Hälfte der in Nordrhein-Westfalen erbrachten Bauleistung und beschäftigen rund 40 
Prozent aller Mitarbeiter des Bauhauptgewerbes1. Von kleinen Familienbetrieben über kleinere und 
große mittelständische Unternehmen bis hin zu Niederlassungen international agierender 
Baukonzerne sind die Mitgliedsunternehmen in allen Bereichen des Hoch- und Tiefbaus tätig. Diese 
agieren als Partner sowohl von privaten als auch vielfach von öffentlichen Auftraggebern. Der 
Bauindustrieverband Nordrhein-Westfalen ist der größte bauindustrielle Landesverband in der 
Bundesrepublik. 
……………………………………………………………………………………………………………….……. 
 
 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Antrag „Milliardenschwere 
Finanzierungslücke im Bundeshaushalt für Straße und Schiene – Nordrhein-Westfalen muss 
dringend handeln, um eine bedarfsgerechte Infrastruktur im Landesgebiet zu gewährleisten“.  
 
Der Antrag greift aus unserer Sicht zentrale Punkte auf, die für die Zukunft des 
Industriestandorts NRW entscheidend sind: eine verlässliche Finanzierung, mehrjährige 
Perspektiven, ausreichend Planungen und die Frage, wie zusätzliche Mittel für die 
Verkehrsinfrastruktur in NRW mobilisiert werden können. NRW braucht verlässliche Mittel, 
mehrjährige Planungssicherheit, einen echten Planungsvorrat und einen offenen Blick für 
zusätzliche Finanzierungswege. Dies ist gerade auch vor den verteidigungspolitischen 
Verpflichtungen gegenüber der NATO im Rahmen des Operationsplans Deutschland 
essenziell und sollte im Hinblick auf mögliche Zusatzinvestitionsmöglichkeiten aus dem 
Verteidigungsetat geprüft werden.   
 
Die Bauwirtschaft in Nordrhein-Westfalen ist bereit, die anstehenden Projekte umzusetzen – 
Kapazitäten sind ausreichend vorhanden, Fachkräfte stehen bereit. Aktuell sind die 
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Kapazitäten im Verkehrswegebau nur zu etwa 70 % ausgelastet. Was deshalb jetzt 
notwendig ist, sind klare politische Entscheidungen und eine stabile Finanzierung über 
mehrere Jahre hinweg. 
 
Gerade in NRW spielt zudem auch der Verkehrsträger Wasserstraße für die Versorgung 
wichtiger Industrie-Standorte eine erhebliche Rolle. Das westdeutsche Kanalnetz und der 
Rhein sind das Rückgrat für den Transport von großen Gütermengen in die Überseehäfen, 
in die weiter südlich gelegenen Industriestandorte und zu den Umschlaganlagen für den 
kombinierten Verkehr. Der Bund finanziert diesen Verkehrsträger seit vielen Jahren sehr 
mangelhaft, was zu erheblichen Beeinträchtigungen der Substanz und im Fall von Schäden 
und bedingt durch immer häufiger auftretende Niedrigwasser-Ereignisse zu Behinderungen 
wichtiger Lieferketten unserer heimischen Industrie führt.  
 
Zu den einzelnen Forderungen des Antrags nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Verlässliche und überjährige Finanzierung der Aus- und Neubauvorhaben in NRW 
 
Die Forderung nach einer stabilen und überjährigen Finanzierung ist richtig. Gerade 
Nordrhein-Westfalen ist auf funktionierende Verkehrsachsen angewiesen – wirtschaftlich, 
gesellschaftlich und auch sicherheitspolitisch. Wenn Projekte wie an der A1, A3, A40 oder 
A45 ins Stocken geraten, spürt das unser Land sofort. Das gleiche gilt für den stockenden 
Ausbau des westdeutschen Kanalnetzes und die seit Jahren hinausgezögerte 
Abladeoptimierung des Rheins.  
 
Derzeit ist die Lage für viele Projekte unsicher. Unternehmen berichten, dass 
Ausschreibungen verschoben werden oder dass sich eine solche Entwicklung zumindest 
abzeichnet. Auch im Umfeld von DEGES-Projekten und der Wasserstraßen- und 
Schifffahrtsverwaltung des Bundes werden entsprechende Szenarien diskutiert. Diese 
Unsicherheit wirkt sich unmittelbar auf die Baukapazitäten aus: Wer nicht weiß, was im 
nächsten Jahr tatsächlich finanziert wird, kann weder Personal noch Geräte verlässlich 
disponieren. 
 
NRW sollte beim Bund klar und deutlich machen, dass unsere Aus- und Neubauprojekte 
unverzichtbar sind und dass Sondervermögen und Verkehrshaushalte nur dann Wirkung 
entfalten, wenn sie zusätzlich und über mehrere Jahre hinweg abgesichert sind. Nur so 
können die bereits vorbereiteten Projekte auch tatsächlich gebaut werden. 
 
Abkehr vom Prinzip der Jährlichkeit 
 
Die starre Jährlichkeit ist eines der größten Hindernisse für eine kontinuierliche 
Infrastrukturpolitik. Sie führt zu Stop-and-Go-Finanzierungen, die Bauprojekte verzögern, 
verteuern und die Unternehmen in ihrer Planung bremsen. Infrastruktur funktioniert aber nur, 
wenn sie über Jahre hinweg verlässlich finanziert wird. 
 
Bundes- wie Landeshaushalte sind heute so organisiert, dass Mittel im Jahresverlauf 
gesperrt oder verschoben werden können. Das ist sowohl für die Verwaltung als auch für 
Planung und Bau Gift. Die Folge ist ein Projektmanagement „von Monat zu Monat“.  
Wir unterstützen daher den Vorschlag, mehrjährige Verpflichtungsermächtigungen fest zu 
verankern. NRW hat mit seinem „NRW-Plan für gute Infrastruktur“ erste Schritte in diese 
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Richtung getan – an diese Erfahrung kann der Bund anknüpfen. Planbare Mittel über 
mehrere Jahre hinweg sind der Schlüssel, damit Projekte zügig umgesetzt werden können. 
 
Aufbau eines Planungsvorrats 
 
Voraussetzung, damit Gelder aus dem Bund oder dem Sondervermögen überhaupt verbaut 
werden können, ist ein ausreichender Planungsvorrat. Ohne fertige Planungen geht kein 
Projekt in den Markt – egal wie viel Geld eigentlich bereitsteht. In NRW gibt es nach wie vor 
zu wenige baureife Projekte, sowohl bei Autobahnen als auch bei Landesstraßen. Auch viele 
Kommunen können wegen personeller Engpässe nicht so planen, wie es erforderlich wäre. 
Damit entgehen dem Land Chancen, schnell zu bauen und zusätzliche Bundesmittel 
abzurufen. 
 
Wir sprechen uns deshalb klar für einen systematischen Planungsvorrat aus, finanziert über 
mehrere Jahre und gezielt dort, wo die verkehrliche oder wirtschaftliche Bedeutung 
besonders hoch ist. Auch Kommunen brauchen Unterstützung, sei es über 
Förderprogramme oder gemeinsame Planungsstrukturen. Nur wenn ausreichend Planungen 
vorliegen, kann die Bauwirtschaft ihre Kapazitäten sinnvoll einsetzen. 
 
Fondkonstruktionen zur Mobilisierung privaten Kapitals prüfen und weitere 
Finanzierungslücken schließen 
 
Angesichts des gewaltigen Investitionsbedarfs ist die Idee, zusätzliches privates Kapital 
einzubinden, sinnvoll. In anderen Ländern sind Infrastrukturfonds längst etabliert und 
ermöglichen schnellere und umfangreichere Investitionen. 
 
In Deutschland fehlen dafür bislang aber klare Rahmenbedingungen. Private und 
institutionelle Anleger investieren nur, wenn Einnahmen und Zuständigkeiten verlässlich 
geregelt sind. Gleichzeitig darf ein Fonds kein Ersatz für die notwendige öffentliche 
Grundfinanzierung sein. Wir unterstützen deshalb die Prüfung eines Infrastrukturfonds  unter 
klaren Bedingungen: 
 

• keine Privatisierung kritischer Infrastruktur, 
• klare Regeln und langfristige Einnahmestrukturen, 
• Fonds als Ergänzung, nicht als Ersatz für öffentliche Mittel. 

 
Wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, kann ein solcher Fonds ein wichtiger Baustein 
sein, um zusätzliche Investitionen in Projektgesellschaften wie der Autobahn GmbH oder der 
DB InfraGO möglich zu machen. 
 
Neben einer solchen Fondslösung müssen Finanzierungskreisläufe geschlossen werden. 
Das Prinzip „Straße finanziert Straße“ ist so schnell wie möglich umzusetzen, indem die 
gesamten Mauteinnahmen aus dem Straßenverkehr auch wieder in die Straßeninfrastruktur 
fließen. Für bundeseigene Verwaltungen wie die Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung 
sind ebenfalls geeignete, langfristig gesicherte Finanzierungslösungen, etwa im Rahmen 
eines Sondervermögens, zu schaffen. Das ist bisher nicht vorgesehen.  
 
Für einen Austausch oder eine Vertiefung der einzelnen Punkte stehen wir jederzeit zur 
Verfügung. 


